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Spruch
W138 2105898-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Klaus HOCHSTEINER als Einzelrichter tber die Beschwerde
von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.01.2014, AZ 11/7-EBP/11-120845227,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2011, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter
Mag. Klaus HOCHSTEINER als Einzelrichter Uber die Beschwerde von romisch 40 , BNr. rémisch 40 , gegen den
Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.01.2014, AZ 11/7-EBP/11-120845227, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2011, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemald 8 28 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) abgewiesenDie Beschwerde
wird gemald Paragraph 28, Absatz 2, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssigDie Revision ist gemal} Artikel
133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Mit Datum vom 10.05.2011 stellte der Beschwerdefthrer fur das Antragsjahr 2011 einen Mehrfachantrag-Flachen und
beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer ist Bewirtschafter der Alm mit
den Betriebsstattennummer XXXX sowie unter anderem Auftreiber auf die Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX,
fur die ebenfalls Mehrfachantrage gestellt wurden.Mit Datum vom 10.05.2011 stellte der Beschwerdefihrer fur das
Antragsjahr 2011 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie
fur das Antragsjahr 2011 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der
Beschwerdefiihrer ist Bewirtschafter der AlIm mit den Betriebsstattennummer romisch 40 sowie unter anderem
Auftreiber auf die AIm mit der Betriebsstattennummer romisch 40, fir die ebenfalls Mehrfachantrage gestellt wurden.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011, AZ II/7-EBP/11115971524, wurde dem Beschwerdeflhrer fir das Antragsjahr
2011 eine Betriebspramie in Hohe von € 6.956,06 gewahrt. Dabei wurden 82,64 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 77,46 ha und eine ermittelte Flache in der Hohe von 77,29 ha

zugrunde gelegt.

Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 26.04.2012, AZ 11/7-EBP/11-117102154, wurde dem Beschwerdeflhrer fur das
Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie in Hohe von € 7.036,36 gewahrt. Dabei wurden 82,64 zugewiesene
flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 80,82 ha und eine ermittelte Flache in der Héhe von

80,66 ha zugrunde gelegt.

Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 11.10.2012, AZ 1I/7-EBP/11-117899505, wurde dem Beschwerdefiihrer fur das
Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie in Hohe von € 7.110,49 gewahrt. Dabei wurden 82,64 zugewiesene
flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte Flache von 80,82 ha und eine ermittelte Flache in der Héhe von

80,66 ha zugrunde gelegt.

Am 24.09.2012 und 02.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle
durchgefuhrt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 436,78 ha nur 273,61
ha betrug. Die beantragte fiktive anteilige Almfutterflache betrug fir den Beschwerdefihrer 51,48 ha, die ermittelte
nach der Vor-Ort-Kontrolle 32,25 ha, sodass sich fur die gegenstandliche Alm eine Differenz von 19,23 ha
errechnete.Am 24.09.2012 und 02.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsstattennummer rémisch 40 eine Vor-
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Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 436,78
ha nur 273,61 ha betrug. Die beantragte fiktive anteilige Almfutterflache betrug fir den Beschwerdefihrer 51,48 ha,
die ermittelte nach der Vor-Ort-Kontrolle 32,25 ha, sodass sich fur die gegenstandliche Alm eine Differenz von 19,23 ha
errechnete.

Am 18.10.2012 wurde auf der Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der
festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 136,66 ha nur 134,96 ha betrug. Die
beantragte fiktive anteilige Aimfutterflache betrug fir den Beschwerdefiihrer 10,76 ha, die ermittelte nach der Vor-Ort-
Kontrolle 10,63 ha, sodass sich fur die gegenstandliche Alm eine Differenz von 0,13 ha errechnete.Am 18.10.2012
wurde auf der AlIm mit der Betriebsstattennummer romisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefuhrt, bei der festgestellt
wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 136,66 ha nur 134,96 ha betrug. Die beantragte fiktive
anteilige Almfutterflache betrug fiir den Beschwerdefihrer 10,76 ha, die ermittelte nach der Vor-Ort-Kontrolle 10,63
ha, sodass sich fur die gegenstandliche AIm eine Differenz von 0,13 ha errechnete.

Mit angefochtenem Abdnderungsbescheid vom 29.01.2014, AZ I1/7-EBP/11-120845227, wurde flr das Antragsjahr 2011
der Antrag des Beschwerdeflihrers auf Gewdhrung der Einheitlichen Betriebspramie abgewiesen und somit eine
Ruckforderung von € 7.110,49 ausgesprochen, wobei 82,64 flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine beantragte
Flache von 79,16 ha und eine ermittelte Flache im Ausmal von 59,76 ha zugrunde gelegt wurden.

Die Differenzflache betrug 19,37 ha und bedeutete somit eine Flachenabweichung von mehr als 20%.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer in offener Frist Berufung (nunmehr: Beschwerde). Der
Beschwerdefiihrer stellte dabei folgende Antrage:

Das Bundesverwaltungsgericht moége:

1. den angefochtenen Abanderungsbescheid ersatzlos aufheben, andernfalls

2. den angefochtenen Abanderungsbescheid in der Weise abandern, dass

a. die Berechnung der Ruickzahlung nach MalRgabe der Beschwerdegriinde erfolge und

b. jedenfalls keine Kirzungen und Ausschltsse verfugt werden, andernfalls

c. Kirzungen und Ausschlisse nur nach Mal3gabe der Beschwerdegrinde verhangt werden

3. den angefochtenen Abanderungsbescheid in der Weise abandern, dass die Zahlungsanspriiche im beantragten
Umfang ausbezahlt und genutzt werden,

4. den Ausspruch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung abandern und der Beschwerde aufschiebende
Wirkung zuerkennen,

5. eine mundliche Verhandlung durchfiihren

6. den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anerkennen und die Berichtigung des
Beihilfeantrages zulassen.

In der Beschwerde wird ausgeflhrt, die Ergebnisse friherer amtlicher Ermittlungen hatten ohne jegliche Begriindung
im Bescheid keine Berucksichtigung gefunden, die beihilfenfahige Flache sei vorschriftsmaRig nach den drtlichen
Verhaltnissen mit der notwendigen Sorgfalt ermittelt und beantragt worden. Es sei nicht nachvollziehbar, dass die
Behorde das Ergebnis von friheren Vor-Ort-Kontrollen in keiner Weise berlcksichtige. Es werde die
Flachenfeststellung der letzten Kontrolle auf die Vorjahre ungepruft Ubertragen was unsachlich sei. Es habe eine
mangelnde Verrechnung von Uber- und Untererkldrungen stattgefunden. Landschaftselemente seien nicht bzw.
unrichtig berucksichtigt worden. Nach Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 fiir die Jahre vor 2010 und Art. 80 Abs. 3 der
VO (EG) 1122/2009 ab 2010 bestiinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der
zustandigen Behodrde zurlckzufiihren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kdnnen. Der
Irrtum liege mehr als 12 Monate zurick. Es bestehe keine Rickzahlungsverpflichtung von Betrdgen, die aufgrund der
amtlichen Feststellung und der in der Folge darauf aufbauenden Antrdge ausgezahlt worden seien. Durch die
Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes ab dem Herbstantrag 2010 und ohne Anderung
der Bewirtschaftungsverhéltnisse sei es zu Anderungen des Berechnungsergebnisses der relevanten Futterfliche
gekommen. Es kdnne den Antragsteller kein Verschulden treffen, wenn die Behérde falsche Messsysteme verwendet.



Weiters bestehe ein Irrtum bei der prozentuellen Berucksichtigung von Landschaftselementen (6%). Die 6%-Hurde
musse bei jeder Abstufung der 10%-Stufe bericksichtigt werden. Dies ergebe eine andere Abstufung als die von der
Behorde praktizierte. Der allféllige Vorhalt, der Antragsteller habe den Irrtum selbst in den Antrag aufgenommen, sei
zurlickzuweisen, da im GIS eine andere Bertcksichtigung nicht mdglich gewesen sei. Die Unrichtigkeit der
Flachenangaben des Almbewirtschafters sei nicht erkennbar gewesen, weil aufgrund eines mangelhaften Luftbildes
zum Antragszeitpunkt der Almbewirtschafter auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhaltnisse vor Ort die unrichtigen
Flachenangaben nicht habe erkennen kénnen. Der Beschwerdeflihrer habe auf die Behérdenpraxis vertrauen kénnen.
Der Beschwerdeflhrer habe weiters auf die Aktivitdten des Almobmannes vertrauen kdnnen. Der Almbewirtschafter
habe sich laufend (iber Férderungsvoraussetzungen und Anderungen informiert. Der Almbewirtschafter habe sich
bisher als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen. Ohne gegenteilige Anhaltspunkte diirfe er sich daher grundsatzlich auf
die Angaben des Almbewirtschafters verlassen und sei nicht zu einer systematischen und vollstdndigen Uberprifung
aller seiner Angaben und Vertretungshandlungen verpflichtet. Der Beschwerdeflhrer als Bewirtschafter der Alm mit
der BNr. XXXX habe alle notwendige Sorgfalt aufgewendet, um eine korrekte Antragstellung zu erreichen. Die
Arbeitsanweisung der AMA hinsichtlich des Hutweide N- Faktors stehe zur Vorgangsweise der AMA im Widerspruch.
Ein allfalliges Verschulden seines Vertreters kdnne nicht zu einer Bestrafung seinerseits durch die Anwendung der
Kdrzungs- und Ausschlussvorschriften fuhren. Des Weiteren liege ein offensichtlicher Irrtum vor und seien
Zahlungsanspriiche nicht bertcksichtigt worden. Zudem sei die Strafe unangemessen hoch.In der Beschwerde wird
ausgefuhrt, die Ergebnisse friiherer amtlicher Ermittlungen hatten ohne jegliche Begrindung im Bescheid keine
Berucksichtigung gefunden, die beihilfenfahige Flache sei vorschriftsmaRig nach den ortlichen Verhaltnissen mit der
notwendigen Sorgfalt ermittelt und beantragt worden. Es sei nicht nachvollziehbar, dass die Behdrde das Ergebnis von
friheren Vor-Ort-Kontrollen in keiner Weise bericksichtige. Es werde die Flachenfeststellung der letzten Kontrolle auf
die Vorjahre ungeprift Gbertragen was unsachlich sei. Es habe eine mangelnde Verrechnung von Uber- und
Untererkldrungen stattgefunden. Landschaftselemente seien nicht bzw. unrichtig bertiicksichtigt worden. Nach Artikel
73, Absatz 4, der VO (EG) 796 aus 2004, fir die Jahre vor 2010 und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus 2009, ab
2010 bestiinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behorde
zurlckzufuhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kdnnen. Der Irrtum liege mehr als 12
Monate zurlick. Es bestehe keine Ruckzahlungsverpflichtung von Betragen, die aufgrund der amtlichen Feststellung
und der in der Folge darauf aufbauenden Antrige ausgezahlt worden seien. Durch die Anderung des Messsystems
ohne Verdnderungen des Naturzustandes ab dem Herbstantrag 2010 und ohne Anderung der
Bewirtschaftungsverhéltnisse sei es zu Anderungen des Berechnungsergebnisses der relevanten Futterfliche
gekommen. Es kdnne den Antragsteller kein Verschulden treffen, wenn die Behérde falsche Messsysteme verwendet.
Weiters bestehe ein Irrtum bei der prozentuellen Bertcksichtigung von Landschaftselementen (6%). Die 6%-Hurde
musse bei jeder Abstufung der 10%-Stufe berlcksichtigt werden. Dies ergebe eine andere Abstufung als die von der
Behorde praktizierte. Der allfallige Vorhalt, der Antragsteller habe den Irrtum selbst in den Antrag aufgenommen, sei
zurlickzuweisen, da im GIS eine andere Berlcksichtigung nicht mdglich gewesen sei. Die Unrichtigkeit der
Flachenangaben des Almbewirtschafters sei nicht erkennbar gewesen, weil aufgrund eines mangelhaften Luftbildes
zum Antragszeitpunkt der Almbewirtschafter auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhaltnisse vor Ort die unrichtigen
Flachenangaben nicht habe erkennen kdnnen. Der Beschwerdefuhrer habe auf die Behdrdenpraxis vertrauen kénnen.
Der Beschwerdefiihrer habe weiters auf die Aktivitaten des Almobmannes vertrauen kdnnen. Der Alimbewirtschafter
habe sich laufend (ber Férderungsvoraussetzungen und Anderungen informiert. Der Almbewirtschafter habe sich
bisher als zuverlassig und sorgfaltig erwiesen. Ohne gegenteilige Anhaltspunkte dirfe er sich daher grundsatzlich auf
die Angaben des Almbewirtschafters verlassen und sei nicht zu einer systematischen und vollstdndigen Uberprifung
aller seiner Angaben und Vertretungshandlungen verpflichtet. Der Beschwerdeflhrer als Bewirtschafter der Alm mit
der BNr. rémisch 40 habe alle notwendige Sorgfalt aufgewendet, um eine korrekte Antragstellung zu erreichen. Die
Arbeitsanweisung der AMA hinsichtlich des Hutweide N- Faktors stehe zur Vorgangsweise der AMA im Widerspruch.
Ein allfalliges Verschulden seines Vertreters kdnne nicht zu einer Bestrafung seinerseits durch die Anwendung der
Kirzungs- und Ausschlussvorschriften fihren. Des Weiteren liege ein offensichtlicher Irrtum vor und seien
Zahlungsanspriche nicht bertcksichtigt worden. Zudem sei die Strafe unangemessen hoch.

Die Sachverhaltsdarstellung des Almbewirtschafters der Alm mit der Betriebsstattennummer XXXX wurde zum Inhalt
der Beschwerde erhoben.Die Sachverhaltsdarstellung des AlImbewirtschafters der Alm mit der Betriebsstattennummer
réomisch 40 wurde zum Inhalt der Beschwerde erhoben.



Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1.1 Mit Datum vom 10.05.2011 stellte der Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2011 einen Mehrfachantrag-Flachen
und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer ist Bewirtschafter der Alm mit
den Betriebsstattennummer XXXX sowie unter anderem Auftreiber auf die AlIm mit der Betriebsstattennummer XXXX,
far die ebenfalls Mehrfachantrage gestellt wurden.1.1 Mit Datum vom 10.05.2011 stellte der Beschwerdefihrer fir das
Antragsjahr 2011 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie
far das Antragsjahr 2011 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der
Beschwerdeflihrer ist Bewirtschafter der AIm mit den Betriebsstattennummer rémisch 40 sowie unter anderem
Auftreiber auf die AIm mit der Betriebsstattennummer romisch 40, fur die ebenfalls Mehrfachantrage gestellt wurden.

1.2 Am 24.09.2012 und 02.10.2012 wurde auf der AIm mit der Betriebsstattennummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle
durchgefiihrt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 436,78 ha nur 273,61
ha betrug. Die beantragte fiktive anteilige Almfutterflache betrug fir den Beschwerdefuhrer 51,48 ha, die ermittelte
nach der Vor-Ort-Kontrolle 32,25 ha, sodass sich fur die gegenstandliche Alm eine Differenz von 19,23 ha errechnete.
Somit ergibt sich nahezu die komplette Flachenabweichung aus der Vor-Ort-Kontrolle auf der genannten Alm deren
Bewirtschafter/Obmann der BeschwerdeflUhrer ist.1.2 Am 24.09.2012 und 02.10.2012 wurde auf der Alm mit der
Betriebsstattennummer rémisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011
die Futterflache statt der beantragten 436,78 ha nur 273,61 ha betrug. Die beantragte fiktive anteilige AiImfutterflache
betrug fur den Beschwerdefiihrer 51,48 ha, die ermittelte nach der Vor-Ort-Kontrolle 32,25 ha, sodass sich flr die
gegenstandliche Alm eine Differenz von 19,23 ha errechnete. Somit ergibt sich nahezu die komplette
Flachenabweichung aus der Vor-Ort-Kontrolle auf der genannten Alm deren Bewirtschafter/Obmann der
Beschwerdeflhrer ist.

1.3 Am 18.10.2012 wurde auf der AlIm mit der Betriebsstattennummer XXXX eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei
der festgestellt wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 136,66 ha nur 134,96 ha betrug. Die
beantragte fiktive anteilige AImfutterflache betrug fir den Beschwerdefiihrer 10,76 ha, die ermittelte nach der Vor-Ort-
Kontrolle 10,63 ha, sodass sich fur die gegenstandliche AIm eine Differenz von 0,13 ha errechnete.1.3 Am 18.10.2012
wurde auf der Alm mit der Betriebsstattennummer romisch 40 eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefihrt, bei der festgestellt
wurde, dass im Jahr 2011 die Futterflache statt der beantragten 136,66 ha nur 134,96 ha betrug. Die beantragte fiktive
anteilige Almfutterflache betrug fiir den Beschwerdefihrer 10,76 ha, die ermittelte nach der Vor-Ort-Kontrolle 10,63
ha, sodass sich fur die gegenstandliche AIm eine Differenz von 0,13 ha errechnete.

1.4 Tatsachlich wich die beantragte von der ermittelten landwirtschaftlichen Nutzflache des Beschwerdefihrers im Jahr
2011 bei beantragter Flache von 79,16 ha und Zahlungsansprichen in der Hohe von 82,64 bei einer ermittelten Flache
von 59,76 ha um insgesamt 19,37 ha ab, woraus sich eine Fldchenabweichung von Gber 20% errechnet.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt und wurde vom Beschwerdeflihrer nicht substantiiert bestritten. In der
Beschwerde erstattete der Beschwerdeflhrer kein Vorbringen, das die Unrichtigkeit der Feststellungen der belangten
Behorde substantiiert bestreitet, da das Verlangen nach einer bestimmten Form des Ermittlungsverfahrens einerseits
keinen Zweifel an der Richtigkeit begriindet, wenn das Ermittlungsverfahren als solches fehlerfrei gefihrt wurde und
der Beschwerdefuhrer auch entsprechend eingebunden war. Es ergeben sich daher keine Zweifel an der Richtigkeit der
Feststellungen der belangten Behdrde. Die Feststellungen zu der auf der Alm vorhandenen Futterflache ergeben sich
aus den Vor-Ort-Kontrollen, der die beschwerdefiihrende Partei nicht materiell (somit schlagbezogen) entgegen
getreten ist, sondern nur allgemeine, zu wenig konkretisierte Ausfihrungen entgegensetzte. Dem Argument, dass die
Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrollen nicht berlcksichtigt worden seien, war dabei nicht ndherzutreten, da sich die
Bewirtschaftungs- und Vegetationsverhaltnisse im alpinen Geldnde jahrlich andern koénnen und eine in der
Vergangenheit durchgefihrte Vor-Ort-Kontrolle keine Rickschlisse auf zuklnftige Gegebenheiten zulasst. Fur das
Gericht gab es somit keinen Grund, an den Ergebnissen der Vor-Ort-Kontrollen zu zweifeln und werden daher die
Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen dem gegenstandlichen Erkenntnis zu Grunde gelegt.

3. Rechtliche Beurteilung



3.1 Anwendbare Rechtsvorschriften
3.1.1 Zur Zustandigkeit

3.1.1.1 Die einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG,BGBI 1/1930 lauten:3.1.1.1 Die
einschlagigen Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes - B-VG, Bundesgesetzblatt 1 aus 1930, lauten:

"Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen Gber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit;
om

"Artikel 131. (1) (2) Soweit sich aus Abs. 3 nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber
Beschwerden gemalR Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die
unmittelbar von Bundesbehorden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemal’ Art. 130 Abs. 2 Z 2 eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in den
Angelegenheiten des offentlichen Auftragswesens, die gemaR Art. 14b Abs. 2 Z 1 in Vollziehung Bundessache sind.
Sieht ein Gesetz gemdall Art. 130 Abs. 2 Z 3 eine Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das
Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten
des Bundes."Artikel 131. (1) (2) Soweit sich aus Absatz 3, nicht anderes ergibt, erkennt das Verwaltungsgericht des
Bundes Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung
des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden. Sieht ein Gesetz gemal Artikel 130, Absatz 2, Ziffer
2, eine Zustandigkeit der Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in
Rechtssachen in den Angelegenheiten des 6ffentlichen Auftragswesens, die gemal3 Artikel 14 b, Absatz 2, Ziffer eins, in
Vollziehung Bundessache sind. Sieht ein Gesetz gemald Artikel 130, Absatz 2, Ziffer 3, eine Zustandigkeit der
Verwaltungsgerichte vor, erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Streitigkeiten in dienstrechtlichen

Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten des Bundes.
(3) n

3.1.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007
- MOG 2007), BGBI | 55/2007 idgF, lautet auszugsweise:3.1.1.2 Das Bundesgesetz Uber die Durchfihrung der
gemeinsamen Marktorganisationen (Marktordnungsgesetz 2007 - MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, 55 aus
2007, idgF, lautet auszugsweise:

"Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle

8 6. (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehdlt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustandige Marktordnungs- und Zahlstelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europdischen Union sowie hinsichtlich der nach
diesem Absatz sowie Abs. 2 zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.Paragraph
6, (1) Zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Agrarmarkt
Austria (AMA), soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehdlt. Jedenfalls sind dem
Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die Erlassung allgemeiner Normen,
soweit sie zur Durchfihrung von Regelungen des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts erforderlich sind, die
Abwicklung der Transferzahlungen an die jeweils zustandige Marktordnungs- und Zahlstelle, die Vertretung der Land-,
Forst- und Wasserwirtschaft bei den Organen und Gremien der Europaischen Union sowie hinsichtlich der nach
diesem Absatz sowie Absatz 2, zustandigen Marktordnungsstellen auch die Aufsicht und Kontrolle vorbehalten.

"


https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=1/1930&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2007/55

3.1.1.3 Das Bundesgesetz Uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt Austria" (AMA-Gesetz 1992),BGBI
376/1992, lautet auszugsweise:3.1.1.3 Das Bundesgesetz Uber die Errichtung der Marktordnungsstelle "Agrarmarkt
Austria" (AMA-Gesetz 1992), Bundesgesetzblatt 376 aus 1992,, lautet auszugsweise:

"§ 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Anderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im vorliegenden
Bundesgesetz enthalten sind, sowie deren Vollziehung sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das
B-VG etwas anderes vorsieht. Soweit durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, Aufgaben an die Agrarmarkt Austria (AMA) Ubertragen werden, kénnen diese

Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden."

3.1.1.4 Die maligeblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG,BGBI | 2013/10
lauten:3.1.1.4 Die maRgeblichen Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG, BGBI rémisch eins
2013/10 lauten:

"Einzelrichter

8 6. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."Paragraph 6, Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch

Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist."

3.1.1.5 Die mafBgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG,BGBI | 2013/33 idF BGBI |
2013/122, lauten:3.1.1.5 Die mal3geblichen Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG, BGBI
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI rémisch eins 2013/122, lauten:

"Anwendungsbereich

8 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes."Paragraph eins, Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit

Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes."
"Anzuwendendes Recht

8 17. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren lGiber Beschwerden gemaR Art.
130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBI. Nr. 173/1950, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor
dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte."Paragraph 17,
Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Verfahren tber Beschwerden gemal3 Artikel
130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier.
Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
- DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte."

"Verhandlung

§ 24. (1) (4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht
ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche
Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6
Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.Paragraph 24,
(1) (4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet
eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz
eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,,
noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.
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(5)"
"Erkenntnisse

§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Paragraph 28, (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder
das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn(2) Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn

1. der mafRgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafigeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

3)"
"Inkrafttreten

§ 58. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2014 in KraftParagraph 58, (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner
2014 in Kraft.

(2) Entgegenstehende Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht sind, bleiben unberihrt.

3)..."
3.1.2 In der Sache selbst

3.1.2.1 Art. 33 bis 35 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln
far Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr.
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden VO
(EG) 73/2009, lauten auszugsweise:3.1.2.1 Artikel 33 bis 35 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates vom
19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit
bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782
aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden VO (EG) 73 aus 2009,, lauten auszugsweise:

"Artikel 33
Zahlungsanspriche
(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habenp)
Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprutche im Rahmen der vorliegenden Verordnung
[l

erhalten haben.

[1

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stltzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspriichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"



a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fur nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, [

1.
"Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen unter ordnungsgemald begrindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

3.1.2.2 Die Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation
und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemdall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. L 316 vom 2.12.2009, 65 idF der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr.
666/2012 der Kommission vom 20. Juli 2012, ABI. L 194 vom 21.7.2012, 3 (im Folgenden: VO (EG) 1122/2009) lautet
auszugsweise:3.1.2.2 Die Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaB der genannten Verordnung und mit
Durchflhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stiitzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. L 316 vom 2.12.2009, 65 in der Fassung
der Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 666 aus 2012, der Kommission vom 20. Juli 2012, Amtsblatt L 194 vom
21.7.2012, 3 (im Folgenden: VO (EG) 1122 aus 2009,) lautet auszugsweise:

"Artikel 2
Definitionen
Im Rahmen dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

(1) "landwirtschaftliche Parzelle": zusammenhangende Flache, auf der von einem bestimmten Betriebsinhaber nur eine
bestimmte Kulturgruppe angebaut wird; muss im Rahmen dieser Verordnung die Nutzung einer Flache innerhalb einer
Kulturgruppe getrennt angegeben werden, so wird die landwirtschaftliche Parzelle durch diese besondere Nutzung
weiter eingegrenzt; die Mitgliedstaaten konnen zusatzliche Kriterien flir eine weitere Abgrenzung einer
landwirtschaftlichen Parzelle festlegen;

(2) "Dauergriinland": Dauergrinland gemal der Begriffsbestimmung von

Artikel 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 1120/2009



(22) "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften flr die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;

Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgelegt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Gberschreiten.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache berticksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht lbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten. Die Mitgliedstaaten kénnen nach vorheriger Mitteilung an
die Kommission eine gréRere Breite als zwei Meter zulassen, wenn die betreffenden Flachen fur landwirtschaftliche

Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der betreffenden Regionen berucksichtigt wurden.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdoglich sind.(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf."

Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel IV Kapitel 1Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die ermittelte Flache einer Kulturgruppe tber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung
des Beihilfebetrags die angemeldete Flache berucksichtigt.(2)(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal Titel
réomisch vier Kapitel 1Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, die ermittelte Flache einer
Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die
angemeldete Flache berucksichtigt.(2)

Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes: ergibt sich eine Abweichung
zwischen den angemeldeten Zahlungsanspriichen und der angemeldeten Flache, so wird fir die Berechnung der
Zahlung die niedrigere der beiden GroRen zugrunde gelegt; liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspruche
Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche, so werden die angemeldeten
Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfigung stehenden Zahlungsanspriiche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die



Beihilfen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal3 Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009,
die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemal3 den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und
AusschlUsse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.(3) Liegt im Fall von
Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fir
Starkekartoffeln und Saatgut gemaR Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009,, die im Sammelantrag angemeldete Flache Uber der ermittelten Fldche derselben Kulturgruppe, so wird die
Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen
und Ausschllsse, auf der Grundlage der fir diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der
ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaR den Titeln I, IV und V der
Verordnung (EG)Nr. 73/2009 angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der
angemeldeten Fliche gleichgesetzt. Firr diese Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene
berucksichtigt.Unbeschadet von Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009wird jedoch im Falle, dass die Differenz
zwischen der ermittelten Gesamtflache und der fir Zahlungen im Rahmen von Beihilferegelungen gemaf3 den Titeln
rémisch drei, rémisch vier und rémisch finf der Verordnung (EG)Nr. 73 aus 2009, angemeldeten Gesamtflache 0,1 ha
oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Flr diese Berechnung werden
nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % derfir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt.
Artikel 58
Kiirzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemafd Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009, Gber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die
Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekiirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet,
wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.Liegt bei einer
Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die
Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemaR Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009,, Uber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe
auf der Grundlage der ermittelten Flache, geklrzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die
Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flichenbezogene
Beihilfegewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemaR Artikel 57der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, vonder Beihilfegewahrung auszuschlieRen. Dieser Betrag wird gemaR Artikel 5b der Verordnung (EG)
Nr. 885/2006 der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr
der Feststellung folgen, nichtvollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, sowird der Restbetrag
annulliert.Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des
Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemaR Artikel 57der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache entspricht, vonder Beihilfegewahrung auszuschlieRen. Dieser Betrag wird gemal Artikel 5b der
Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die
auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nichtvollstdndig gemaRR dem genannten Artikel verrechnet werden,
sowird der Restbetrag annulliert.

Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kiirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in



Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) (3) Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Riickforderungsbescheids an den
Betriebsinhaber und der tatsachlichen Riickzahlung bzw. dem Abzug berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Rickforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende
Zinssatz.

(4) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzuflihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal’ Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind. Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre
verklrzt, wenn der Beglinstigte in gutem Glauben gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlckgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fur Betrage, die aufgrund von
Kdrzungen und Ausschlissen gemaR den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels romisch vier zurtickgezahlt
werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.

(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschussen.
(8) n

3.1.2.3 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Uber die
Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich
der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI 11 31/2008 idFBGBI 1l 296/2008 lautet
auszugsweise:3.1.2.3 Die Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Gber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, 31
aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, 296 aus 2008, lautet auszugsweise:

"Sammelantrag

§ 3. (1) Der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) ist von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen beziehen,
abzugeben. Der Sammelantrag ist fiir das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der AMA
aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fur die Erledigung seines
Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen.
Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in § 1 genannten Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben
zu enthalten:Paragraph 3, (1) Der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) ist von allen Betriebsinhabern, die
Direktzahlungen beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag ist fir das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter
Verwendung eines von der AMA aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller
samtliche fiir die Erledigung seines Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind
dem jeweiligen Antrag beizulegen. Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in Paragraph eins, genannten
Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben zu enthalten:
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1. Name/Firma, Geburtsdatum und Anschrift des Antragstellers,

2. Betriebsnummer; verfigt der Antragsteller Uber mehrere Betriebsnummern, so hat er die Hauptbetriebsnummer zu

kennzeichnen,
3. Bankverbindung und Namenskonto bei einem Kreditinstitut,
4. Angabe der Flachen, getrennt nach ihrer Nutzung als

a) Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fur die eine gesonderte Nutzung gemal lit. c) bis o) anzugeben isg)
Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fir die eine gesonderte Nutzung gemal Litera c,) bis 0) anzugeben ist,

b) Dauergrinlandflachen,

¢) (2) Die Flachen sind nach Lage und GréR3e in ha mit zwei Dezimalstellen kaufmannisch gerundet, Katastralgemeinde

und Grundstticksnummer anzugeben.
3)"
3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

3.2.1 Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2011 eine ermittelte Flache im Ausmalf3 von 59,76 ha
zugrunde gelegt, die fur den Beschwerdeflhrer bedeutsame Differenzflache betrug 19,37 ha. Bezogen auf die
beantragte Gesamtflache des Betriebsinhabers ergibt sich daraus ein Abweichungs-Prozentsatz von 32,42 %, somit
mehr als 20%.

Aus diesem Grund war gemald Artikel 58 der VO (EG) 1122/2009 eine Flachensanktion zu verhangen, der Antrag auf
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie musste abgewiesen werden, es war daher eine Ruckforderung
auszusprechen.Aus diesem Grund war gemal3 Artikel 58 der VO (EG) 1122 aus 2009, eine Flachensanktion zu
verhangen, der Antrag auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie musste abgewiesen werden, es war daher
eine Ruckforderung auszusprechen.

3.2.2 Der Beschwerdefuhrer bringt nichts Konkretes gegen die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen vor und stellt auch
nicht substantiiert dar, inwiefern die Umlegung des Ergebnisses dieser Kontrolle auf das Jahr 2011 unzutreffend sein
sollte.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 der VO (EG) 1290/2005 die
Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen MaBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 796/2004
festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung
von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd.
und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbertcksichtigt bleiben
durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 9.9.2013, 2011/17/0216, neuerlich
ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten
Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.Es ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 58,
VO (EU) 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MaBnahmen zu
erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu
Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen
leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien,
auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat
zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unberucksichtigt bleiben durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat
zuletzt in seinem Erkenntnis vom 9.9.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden
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insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die
Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt
worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in 80 Abs. 3 VO 1122/2009 geregelten Grundsatz des Vertrauensschutzes
und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise
nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare
des Antragstellers fallen. Nur der Antragsteller kennt seine eigenen Futterflachen vor Ort, es trifft ihn daher eine
Mitwirkungspflicht bei der Beantragung des zutreffenden Futterflichenausmales. Ausgehend von dem Grundsatz,
dass den Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalle trifft, ist es an
ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung
von Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in 80 Absatz 3, VO 1122 aus 2009, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behérdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Nur der Antragsteller kennt seine eigenen
Futterflaichen vor Ort, es trifft ihn daher eine Mitwirkungspflicht bei der Beantragung des zutreffenden
Futterflaichenausmales. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die Verantwortung flr die Richtigkeit
der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst
oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwWGH 7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdefihrer
dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt.

3.2.3 Die Beschwerdebehauptung, es liege ein Irrtum der Behérde durch Anderung von Messsystem bzw.
Messgenauigkeit vor, weil es ab dem Mehrfach-Antrag-Flachen 2011 zu einer Umstellung des Messsystems von dem
bis dahin geltenden System unter anderem mit 30 %-Schritten ("Almleitfaden 2000") zur verpflichtenden digitalen
Flachenermittlung unter anderem mit 10 %-Schritten gekommen sei, trifft nicht zu. Es trifft auch nicht zu, dass sich die
relevante Futterfliche allein durch die Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes und
ohne Anderungen der Bewirtschaftungsverhiltnisse geandert habe:

Nach den oben angeflihrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter
denselben Bedingungen mdoglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Geréliflachen
und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur
die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des
Almleitfadens "Praktische Ermittlung der Almfutterflache").Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist nur die
tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene
Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Gerdlliflaichen und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefdhigen Flachen zu beantragen. Darauf
wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der
Almfutterflache").
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Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten LN-Faktors (=die
nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschitzung der Ubrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies
stellte die Zurverfligungstellung eines zuséatzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines
Messsystems oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemaB mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus der Beschwerdefihrerin ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle 2013 beruhen nicht (ausschlieBlich) auf einem verbesserten Luftbild, sondern

insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.
Ein Irrtum der Behorde ist darin nicht erkennbar.

3.24 Nach Art. 34 Abs. 2 VO (EG) 1122/2009 kénnen die Mitgliedstaaten bestimmten, dass bestimmte
Landschaftsmerkmale, die traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf
die Nutzflache angerechnet werden. Dabei dirfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende
Gesamtbreite nicht Gbersteigen. Die Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Daruber
hinaus sind nach Art. 30 Abs. 3 Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz
dienenden EU-Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und &kologischen
Zustands sein konnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieBen
Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall
anwendbare unionsrechtliche Regelwerk flr die Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Art. 8
dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit Bdumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden kénnen,
als auf ihnen die Nutzung der Futterflaiche unter denselben Bedingungen modglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Die Arbeitsunterlage der Kommission vom 9.3.2005, AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung
dahingehend aus, dass eine Baumdichte von 50 Baumen/ha eine Anerkennung als Futterflaiche in der Regel
ausschliefl3t. Ausnahmen sind danach von den Mitgliedstaaten im Vorhinein festzulegen.3.2.4 Nach Artikel 34, Absatz 2,
VO (EG) 1122 aus 2009, kénnen die Mitgliedstaaten bestimmten, dass bestimmte Landschaftsmerkmale, die
traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf die Nutzflache angerechnet
werden. Dabei durfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigen. Die
Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Dartber hinaus sind nach Artikel 30, Absatz 3,
Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz dienenden EU-Verordnungen genannt
sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, Teil der Gesamtflache
der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieRen Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist
aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall anwendbare unionsrechtliche Regelwerk fiir die
Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Artikel 8, dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit
Baumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden kénnen, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen maoglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Die Arbeitsunterlage der
Kommission vom 9.3.2005, AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung dahingehend aus, dass eine Baumdichte von 50
Baumen/ha eine Anerkennung als Futterfliche in der Regel ausschlieBt. Ausnahmen sind danach von den
Mitgliedstaaten im Vorhinein festzulegen.

Die Gewahrung einer Beihilfe ist in Osterreich auch fiir baumbestandene Flachen auf Almen dadurch méglich, dass die
gesamte als Futterflache prinzipiell taugliche Almflache beihilfefahig ist, davon jedoch in gréberen Schritten die
moglichst prazise abgeschatzte nicht futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint
eine zuldssige Moglichkeit zu sein, die tatsachliche Futterfliche auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen.
Die Zulassigkeit dieses Systems wird auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-
Gesetzgebung (Art. 10 und Erwagungsgrund 13 der VO [EU] 640/2014) bestatigt.Die Gewahrung einer Beihilfe ist in
Osterreich auch fir baumbestandene Flichen auf Almen dadurch méglich, dass die gesamte als Futterflache prinzipiell
taugliche Almflache beihilfeféhig ist, davon jedoch in groberen Schritten die moglichst prazise abgeschatzte nicht
futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint eine zuldssige Moglichkeit zu sein, die
tatsachliche Futterflache auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen. Die Zuldssigkeit dieses Systems wird
auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-Gesetzgebung (Artikel 10 und Erwagungsgrund
13 der VO [EU] 640 aus 2014,) bestatigt.



Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem System
nicht moglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw.
Anrechnung gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau
abgrenz- und messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege,
Gebaude oder Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht
von vornherein ausgeschieden, selbst ihre Berticksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist
das Wesen einer Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht,
die die Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind tblicherweise etwa
Einzelbdume, Baumgruppen und Verndssungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmaig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise ber(icksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber dartber hinaus nach Art. 30 Abs. 3 VO (EG) 796/2004 einzelne Elemente, die nach den
angefuhrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch berucksichtigbar waren, lage es
jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente mdglichst prazise ins Treffen zu fuhren und diese zu
verorten.Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem
System nicht moglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw.
Anrechnung gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau
abgrenz- und messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege,
Gebdude oder Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht
von vornherein ausgeschieden, selbst ihre Bericksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist
das Wesen einer Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht,
die die Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind Ublicherweise etwa
Einzelbaume, Baumgruppen und Vernassungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmaig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise ber(icksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber dartber hinaus nach Artikel 30, Absatz 3, VO (EG) 796 aus 2004, einzelne Elemente, die nach
den angefiihrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch bericksichtigbar waren, lage
es jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente moglichst prazise ins Treffen zu fihren und diese zu

verorten.

§ 4 Abs. 3 lit. d INVEKOS-GIS-V 2011,BGBI. Il Nr. 330/2011, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Flichen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem § 10 auf den
Antrag des Beschwerdeflhrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch die
weitgehende Unmoglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von Landschaftselementen
bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.Paragraph 4, Absatz 3, Litera d,
INVEKOS-GIS-V 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011,, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Flachen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem Paragraph 10, auf
den Antrag des Beschwerdeflhrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch
die weitgehende Unmodglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von
Landschaftselementen bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.

Da auch der BeschwerdefUhrer nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im angefochtenen Bescheid nicht
bertcksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu berlcksichtigen gewesen waren, ist die Vorgangsweise der
Behorde auch in diesem Punkt nicht zu beanstanden.

3.2.5 Nicht einzugehen war auf den Einwand beziiglich der Saldierung der Uber- und Untererkldrungen und den
Hutweide-N-Faktor, da der BeschwerdefUhrer es unterldsst, darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die
BerUcksichtigung dieser Gegebenheiten héatte fuhren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,
2013/17/0111).3.2.5 Nicht einzugehen war auf den Einwand beziiglich der Saldierung der Uber- und Untererklarungen


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2011/330
https://www.jusline.at/entscheidung/535071
https://www.jusline.at/entscheidung/1021862

und den Hutweide-N-Faktor, da der Beschwerdeflhrer es unterlasst, darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die
Berucksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fuhren kénnen vergleiche VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,
2013/17/0111).

3.2.6 Der Beschwerdefuhrer bringt vor, es liege ein Irrtum der Behérde gemaR Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 bzw.
Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 vor, da diese bei fruheren Prifungen zu anderen, hdheren Flachenfeststellungen
gelangt sei und sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieBend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).3.2.6 Der Beschwerdefihrer
bringt vor, es liege ein Irrtum der Behdrde gemaR Artikel 73, Absatz 4, der VO (EG) 796 aus 2004, bzw. Artikel 80, Absatz
3, VO (EG) 1122 aus 2009, vor, da diese bei friiheren Prifungen zu anderen, hoheren Flachenfeststellungen gelangt sei
und sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphéare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieRend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

3.2.7 Soweit der Beschwerdeflihrer vorbringt, es sei bei Antragstellung ein "offensichtlicher Irrtum" vorgelegen, kann
er damit keine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids aufzeigen. Anders als etwa in dem Sachverhalt, Gber den
der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 26. 3. 2010, ZI. 2009/17/0069, entschieden hat, liegt keine bloRe
Vertauschung von Grundsticksnummern bei insgesamt gleicher Flache vor, sodass im hier zu beurteilenden
Beschwerdefall, bei dem ein groBeres FutterflichenausmaR beantragt wurde als die beantragte Alm tatsachlich
umfasst, von einer "Ubererkldrung" im Sinne des Art. 51 der VO (EG) 796/2004 auszugehen ist. Diese "Ubererklarung"
war aber auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behdrde erster Instanz vorliegende Beihilfeantrag
keinerlei Anhaltspunkte fur eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundséatzliche Voraussetzung fur die
Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem
sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstiirze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage
getreten sind, die der Behorde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen,
aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Art. 68 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 nicht greift (vgl. VwGH 9.9.2013, 2011/17/0216).3.2.7 Soweit der
Beschwerdefiihrer vorbringt, es sei bei Antragstellung ein "offensichtlicher Irrtum" vorgelegen, kann er damit keine
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids aufzeigen. Anders als etwa in dem Sachverhalt, Gber den der
Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 26. 3. 2010, ZI.2009/17/0069, entschieden hat, liegt keine blofe
Vertauschung von Grundsticksnummern bei insgesamt gleicher Flache vor, sodass im hier zu beurteilenden
Beschwerdefall, bei dem ein groReres FutterflaichenausmaR beantragt wurde als die beantragte Alm tatsachlich
umfasst, von einer "Ubererkldrung" im Sinne des Artikel 51, der VO (EG) 796 aus 2004, auszugehen ist. Diese
"Ubererkldrung" war aber auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behérde erster Instanz
vorliegende Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte fir eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widersprtchlichkeit des Antrages in
sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande
zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein
mussen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, nicht greift vergleiche VwGH 9.9.2013,
2011/17/0216).

3.2.8 Gemald Art. 73 der VO (EG) 1122/2009 finden Kurzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
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trifft. Eine Flachensanktion darf demnach nicht verhdngt werden, wenn die beschwerdefihrende Partei kein
Verschulden an der unrichtigen Beantragung trifft, wobei hier sowohl der EuGH als auch der VwWGH einen strengen
Malstab anlegen (vgl. Kahl/Muller, Recht der Unionsbeihilfen: Das 6sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher
Sicht, in Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast dafur, dass
ihn kein Verschulden trifft, tragt der Landwirt (VwGH 26.03.2010, 2009/17/0069). Gegenstandlich kann sehr wohl vom
Verschulden der beschwerdefihrenden Partei an der falschen Beantragung ausgegangen werden. Dass die
beschwerdefiihrende Partei einen Sachverstandigen zur Flachenermittlung beigezogen hatte, ergab sich im Verfahren
nicht. Die Verhdngung einer Flachensanktion war daher nicht zu beanstanden.3.2.8 GemaR Artikel 73, der VO (EG) 1122
aus 2009, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben
vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. Eine Flachensanktion darf demnach
nicht verhangt werden, wenn die beschwerdefiihrende Partei kein Verschulden an der unrichtigen Beantragung trifft,
wobei hier sowohl der EuGH als auch der VWGH einen strengen MalRstab anlegen vergleiche Kahl/Muller, Recht der
Unionsbeihilfen: Das &sterreichische "Almchaos" aus unionsrechtlicher Sicht, in Jaeger/Haslinger /Hrsg), Jahrbuch
Beihilferecht 2014, 519ff mit Judikaturhinweisen). Die Beweislast daflir, dass ihn kein Verschulden trifft, tragt der
Landwirt  (VwGH 26.03.2010, 2009/17/0069). Gegenstandlich kann sehr wohl vom Verschulden der
beschwerdeflihrenden Partei an der falschen Beantragung ausgegangen werden. Dass die beschwerdefiihrende Partei
einen Sachverstandigen zur Flachenermittlung beigezogen hatte, ergab sich im Verfahren nicht. Die Verhangung einer
Flachensanktion war daher nicht zu beanstanden.

3.2.9 Sofern der Beschwerdefiihrer ausfihrt, dass ihn an einer falschen Flachenbeantragung kein Verschulden treffen,
wird darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeflhrer im Antragsjahr 2011 selbst Obmann der Alm mit
Betriebsstattennummer XXXX war und somit hinsichtlich der genannten Alm durch die Vorlage der § 8i MOG-Erklarung
nichts zu gewinnen ist, da diese nur flr Auftreiber schuldbefreiend wirken kann. Was die Alm mit der
Betriebsstattennummer XXXX, auf der fur den Beschwerdefihrer Differenz von 0,13 ha hinsichtlich der fiktiven
anteiligen Almfutterflache festgestellt wurde, betrifft, so wird festgehalten, dass hierzu keinerlei Beweismittel
angeboten wurde, die das erkennende Gericht zur Auffassung gelangen lassen kénnten, dass die im Rahmen der Vor-
Ort-Kontrollen festgestellten AusmaRe der Almfutterflaiche auf den beiden Almen fir das relevante Antragsjahr 2011
falsch waren.3.2.9 Sofern der Beschwerdeflhrer ausfihrt, dass ihn an einer falschen Flachenbeantragung kein
Verschulden treffen, wird darauf hingewiesen, dass der Beschwerdeflihrer im Antragsjahr 2011 selbst Obmann der
Alm mit Betriebsstattennummer rémisch 40 war und somit hinsichtlich der genannten AIm durch die Vorlage der
Paragraph 8 i, MOG-Erklarung nichts zu gewinnen ist, da diese nur fur Auftreiber schuldbefreiend wirken kann. Was die
Alm mit der Betriebsstattennummer rémisch 40, auf der fir den Beschwerdefiihrer Differenz von 0,13 ha hinsichtlich
der fiktiven anteiligen Almfutterflache festgestellt wurde, betrifft, so wird festgehalten, dass hierzu keinerlei
Beweismittel angeboten wurde, die das erkennende Gericht zur Auffassung gelangen lassen kdnnten, dass die im
Rahmen der Vor-Ort-Kontrollen festgestellten AusmaRe der Almfutterflache auf den beiden Almen fur das relevante
Antragsjahr 2011 falsch waren.

3.2.10 Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des EuGH und
ihm folgend des VWGH zu Sanktionen auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung entgegen zu halten, wonach
keine Bedenken unter dem Gesichtspunkt des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen nur
je nach Schwere des VerstoRes abgestuft sind (VwWGH 9.9.2013,2011/17/0216 mit Hinweis auf VwWGH 11.4.2011,
2007/17/0035, EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, EuGH 6.7.2000, Rs C-356/97
Molereigenossenschaft Wiedergeltingen, EUGH 11. 7. 2002, Rs C-210/00 Kaserei Champignon Hofmeister, und EuGH
11.3.2008, Rs C-420/06 Jager).

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Vor diesem Hintergrund ertbrigt sich eine Entscheidung Uber den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen.

3.2.13 Von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde
ausschlief3lich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte
(VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu
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erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27. Juni 2013,C-93/12, Agrokonsulting).3.2.13 Von der Durchfuhrung einer
mundlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde ausschlielich auf Grund der Aktenlage
entschieden werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies
eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwGH 20.3.2014, 2013/07/0146).
Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom
27. Juni 2013,C-93/12, Agrokonsulting).

3.3. Zu Spruchteil B:

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG unzuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt,
der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
Schlagworte

beihilfefahige Flache, Beihilfefahigkeit, Berichtigung,
Bescheidabanderung, Beweislast, Direktzahlung, einheitliche
Betriebspramie, Flachenabweichung, gutglaubiger Empfang,
Gutglaubigkeit, INVEKOS, Irrtum, konkrete Darlegung,
Konkretisierung, Kontrolle, Kirzung, Mehrfachantrag-Flachen,
Mitwirkungspflicht, Pramienfahigkeit, Pramiengewahrung, Prinzip der
VerhaltnismaRigkeit, Rickforderung, VerhaltnismaRigkeit,
Verschulden, Zahlungsanspriche

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2017:W138.2105898.1.00
Zuletzt aktualisiert am

13.07.2017

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


https://www.jusline.at/entscheidung/1023151
https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2017/6/30 W138 2105898-1
	JUSLINE Entscheidung


